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Teil A – FORMALIEN 

1 EINLEITUNG 
 Die Landeshauptstadt Saarbrücken beab-

sichtigt die Entwicklung einer innerstädti-
schen Potentialfläche zu neuem Wohnbau-
land, das in Saarbrücken dringend benötigt 
wird. 

 Die Flächen befinden sich zum Teil im Ei-
gentum der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken und zum Teil im Eigentum zweier pri-
vater Eigentümer1. Eine kleine Teilfläche 
befindet sich im Eigentum der Deutschen 
Bahn (Karte s. Teil B). 

 Alle diese Flächen sind Teil des Plange-
biets, das überplant werden soll. 

  

2 AUSGANGSSITUATION 
In Saarbrücken kann die Nachfrage nach 
innenstadtnahem Wohnraum durch Nach-
verdichtung von Baulücken im Bestand 
nicht befriedigt werden, da es kaum noch 
zentrumsnahe Innenentwicklungspotenti-
ale in der Stadt gibt. Auf der Suche nach 
weiteren Wohnbaulandpotentialen wurde 
der Bereich Knappenroth als wichtige Flä-
che für die innerstädtische Nachverdich-
tung identifiziert. Nähere Informationen 
zum Plangebiet sind dem Teil B zu entneh-
men. 

 

3 ZIEL DES VERFAHRENS 
Die Planungskonzeption, die aus dem Ver-
fahren hervorgehen wird, soll die städte-
bauliche Entwicklung für den überplanten 
Bereich aufzeigen, der bei einem städte-
baulich verträglichen aber möglichst hohen 
Maß an Verdichtung eine hohe Wohnqua-
lität erreicht wird.  

 
1  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die 

gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männ-
lich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche 

Ziel ist eine nachhaltige Quartiersentwick-
lung unter Berücksichtigung aller städte-
baulichen, freiraumplanerischen, sozialen, 
ökologischen und verkehrlichen Aspekte.  

Es ist beabsichtigt, dass Stadt und Invers-
toren jeweils die Entwicklung und Realisie-
rung der in ihren Bereichen geplanten Ent-
wicklungen selbst umsetzen werden. Nicht 
zuletzt aus diesem Grund ist dem Aspekt 
der Wirtschaftlichkeit ebenfalls großes Ge-
wicht beizumessen. 

Im Plangebiet sollen bis zu 550 neue 
Wohneinheiten geschaffen werden. Hier-
bei soll auch die Schaffung von preisgüns-
tigem bzw. sozialem Wohnraum analog 
des städtischen Baulandmodells% (20 so-
zialer und 10 % preisgünstiger Wohnraum) 
berücksichtigt werden. 

 

4 VERFAHREN 
Als Verfahrensform wurde ein kooperatives 
Verfahren für den Städtebau gemäß GRW 
Saar gewählt. Die Verfahrensform ermög-
licht es, während der Bearbeitung im Rah-
men von Zwischenschritten (hier geplant 
ist ein Zwischenkolloquium) mit den Bear-
beitern in Dialog zu treten und so zu einer 
optimierten Planungskonzeption zu gelan-
gen.  

Dem kooperativen Verfahren liegen fol-
gende Merkmale zugrunde: 

- geplant ist ein Auftaktkolloqium mit einer 
gemeinsamen Ortsbegehung zur Visua-
lisierung der Situation vor Ort als Pflicht-
termin. 

- danach kommt ein Meinungsaustausch 
zwischen Auslober, Jury, Sachverstän-
digen, Vorprüfern und Wettbewerbsteil-
nehmern (fortan auch als Planerteams 
oder Teams bezeichnet). Dazu soll ein 
Kolloquium als Zwischenschritt 

Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für 
alle Geschlechter. 
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durchgeführt werden, indem die Teil-
nehmer ihre Zwischenergenisse vorstel-
len und mit Ausloberin und Jury sowie 
ggf. Sachverständigen diskutieren. 

- Vorgesehen ist eine begrenzte Teilneh-
merzahl. D.h. dies ist kein offenes Wett-
bewerbsverfahren mit einer unbegrenz-
ten Zahl an Teilnehmern. Vielmehr er-
folgt ein Teilnahmewettbewerb, dem be-
stimmte Kriterien zugrunde liegen. An-
hand dieser Kriterien werden dann die 
am besten geeigneten Bewerber ausge-
wählt und zur weiteren Teilnahme am 
Verfahren aufgefordert. 

- Die GRW Saar sieht die Möglichkeit vor, 
die Programmvorgaben durch die Aus-
loberin im Benehmen mit den Wettbe-
werbsteilnehmern während eines Teiles 
der Bearbeitungszeit zu verändern. Dies 
ist grundsätzlich hier nicht geplant, the-
oretisch aber in Abstimmung mit den 
Teilnehmern möglich. 

 Sollte das erforderlich sein, erfolgt dies 
in Abstimmung mit den Planungsteams. 

- Die Offenlegung und Erörterung von 
Zwischenergebnissen gegenüber der 
Ausloberin und der Jury ist ein wichtiges 
Merkmal des Verfahrens. Es soll im 
Rahmen des genannten Zwischenkollo-
quiums erfolgen. Grundsätzlich besteht 
die Möglichkeit, dass im Kolloquium und 
der Abschlussveranstaltung alle Planer-
teams zusammen mit Ausloberin und 
Jury an der Vorstellung der jeweils an-
deren teilnehmen. Davon wird jedoch im 
vorliegenden Fall Abstand genommen. 
Das bedeutet, dass die einzelnen Teil-
nehmer nacheinander und ohne die Kol-
legen aus anderen Planerteams vorstel-
len und mit der Jury diskutieren.  

 Neben einem Protokollteil, der alle 
Teams betrifft, wird es jeweils auch ei-
nen separaten Teil geben, der nur die 
Vorstellung und Diskussion des jeweili-
gen Teams betrifft. 

- Die GRW Saar sieht außerdem eine 
Auskunftspflicht und Pflicht der Teilneh-
mer zur Lieferung von Nachträgen und 
Ergänzungen während der Vorprüfung 
vor. Dies wird nur erforderlich, wenn 
entscheidende Aussagen fehlen oder 
es beispielsweise auch Verständnisfra-
gen gibt. Letzten Endes dient dies der 
Qualitätssicherung der Ergebnisse des 
Verfahrens. 

- Zwar ist die Vorprüfung immer auch der 
„Anwalt“ der Verfasser, trotzdem liegt 
ein großer Vorteil des nicht anonymen 
kooperativen Verfahrens in der persön-
lichen Erläuterung der Wettbewerbsar-
beiten durch die Teilnehmer bei der 
Jury. 

 

4.1 Verfahrensablauf 

Folgender Verfahrensablauf ist vorgese-
hen: 

Veröffentlichung (national) und da-
mit Beginn des Teilnahmewettbe-
werbes (Auslobung als download 
verfügbar) 

12.05.2022 

Bürgerworkshop 19.05.22, 
17:00 Uhr 

Frist für die Einreichung der Bewer-
bungen 

08.06.2022 

Auswertung der Bewerbungen an-
hand der in der Auslobung formu-
lierten Kriterien und Feststellung der 
Bewerber mit der höchsten Punkt-
zahl durch die Ausloberin; Bestim-
mung von drei Nachrückern 

im An-
schluss 

Aufforderungsschreiben zur Teil-
nahme am weiteren Verfahren, Ein-
ladung zum Zwischenkolloquium 

13.06.2022 

Rückmeldefrist der Ausgewählten 
zur Bestätigung ihrer Teilnahme, 
sonst Information der Nachrücker 

bis 
16.06.2022 

Absageschreiben an die nicht zum 
Zuge kommenden Bewerber 

16.06.2022 

1. Bearbeitungsphase ab 
16.06.2022  

Auftaktkolloquium mit Ortstermin 
und vorherige Preisrichtervorbe-
sprechung; ein - zwei Tage später 

24.06.2022 
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Zusendung des Protokolls an die 
Teilnehmer 

Zwischenkolloquium (jeweilige 
Uhrzeiten werden den Teams vorab 
mitgeteilt, keine vorherige Abgabe); 
1-2 Tage später Zusendung des 
Protokolls an die Teilnehmer 

20.07.2022 

2. Bearbeitungsphase 20.07.2022 
bis 
24.08.2022 

Abgabe der fertigen Planunterla-
gen 

24.08.2022 

Preisgerichtssitzung 

vormittags: Bericht der Vorprüfung, 
im Anschluss nacheinander jeweils 
persönliche Vorstellung durch die 
Planerteams, anschließend Bera-
tung des Preisgerichtes und Festle-
gung der Rangfolge 

13.09.2022 

Mitteilung der Ergebnisse an die 
Planerteams 

bis voraus-
sichtlich 
14.09.2022 

Ausstellung wird noch 
bekannt 
gegeben 

 

Am 19.05.2022 um 17:00 Uhr wird ein On-
line-Bürgerworkshop stattfinden, bei dem 
mit der Öffentlichkeit über das Thema dis-
kutiert wird. Ein Protokoll wird den Unterla-
gen im Nachgang beigefügt. Es steht inte-
ressierten Bewerbern frei, daran teilzuneh-
men. Näheres zum Termin ist der Home-
page der LHS zu entnehmen. 

Arbeitssprache für das Verfahren ist 
deutsch. 

 

4.1.1 Teilnahmewettbewerb 

Es ist beabsichtigt, dass drei Planerteams 
zur Abgabe eines Plankonzeptes aufgefor-
dert werden. Diejenigen Bewerber, die die 

 
2  Z.B.: zwei Bewerber erzielen die höchste Punktezahl, 

fünf Bewerber erzielen die gleichhohe zweithöchste 
Punktezahl. In diesem Fall werden aus den fünf Be-
werben zwei ausgelost. 

3  Sofern es sich um einen Bebauungsvorschlag im Rah-
men eines Bebauungsplanes handelte, muss nicht der 

meisten Punkte im Teilnahmewettbewerb 
erzielen, werden ausgewählt. 

Die Kriterien im Teilnahmewettbewerb sind 
derart strukturiert, dass Gleichstände in 
den Punkteergebnissen unwahrscheinlich 
sind. Sofern mehr als drei Teams mit den 
höchsten Punktezahlen aus dem Teilnah-
mewettbewerb hervorgehen, entscheidet 
zwischen den Teams mit den höchsten 
Punktzahlen das Los.2 

Folgende Kriterien werden bei der Auswahl 
der Bewerber zugrunde gelegt:  

 

Kriterien Teilnahmewettbewerb: 

(K-1) Erfahrungen mit vergleichbaren Auf-
gabenstellungen: Stadtplaner 

Zu benennen ist mindestens eine Referenz 
für eine Rahmenplanung/Strukturplanung 
oder einen Bebauungsvorschlag für ein 
verdichtetes, innerörtliches Wohnquartier 
mit einer Größe des Baugebietes von min-
destens 5 ha, die in den letzten sieben Jah-
ren (einschl. 2015) begonnen und abge-
schlossen wurde3. 

Zu den benannten Referenzen ist eine 
kurze Beschreibung des Projektes beizufü-
gen, aus der Ort, Größenordnung (Fläche 
und Zahl der Wohneinheiten) und Auftrag-
geber zu entnehmen sind (s.u.). 

Mindestreferenz; gewertet werden maxi-
mal zwei vergleichbare Referenzen mit je-
weils 25 Punkten. 
 
(K-2) Wettbewerbserfolg im Rahmen eines 
Wettbewerbes zum Thema Wohnquartier 
mit städtebaulichem Bezug (städtebauli-
che Einbindung); wertbar sind Wettbe-
werbsbeiträge, die einen Preis oder einen 
Ankauf erzielt haben und in den letzten 

Bebauungsplan bereits rechtskräftig sein, aber die 
Auslegung abgeschlossen sein (Planreife).  
Sofern es sich um eine Rahmenplanung innerhalb ei-
nes informellen städtebaulichen Konzeptes (z.B. I-
SEK, IEK, u.ä.) handelte, muss dieser Auftrag abge-
schlossen sein.  

 



   
 
 
 

7

sieben Jahren (einschl. 2015) abgeschlos-
sen wurden. Die Vergleichbarkeit ist gege-
ben, wenn es sich bei dem Wettbewerbsin-
halt um einen städtebaulichen oder archi-
tektonischen Wettbewerb mit städtebauli-
chen Bezug für ein Wohnquartier (Mindest-
größe 1 ha) handelte. Wettbewerbe für 
Platzgestaltungen o.ä., oder reine Freian-
lagengestaltung/-planung sind für dieses 
Referenzkriterium nicht vergleichbar. 

Keine Mindestreferenz; gewertet werden 
maximal zwei vergleichbare Referenzen 
mit jeweils zehn Punkten. 

Zusatzpunkte: 

Sofern bei einem benannten Wettbewerb, 
auf den die nebenstehend genannten Kri-
terien zutreffen, ein 1. oder 2. Preis erzielt 
wurde, können für diese Referenz zusätz-
lich fünf Punkte je Referenz erreicht wer-
den. 

Insgesamt können damit zehn Zusatz-
punkte erreicht werden. 
 
(K-3) Erfahrungen mit vergleichbaren Auf-
gabenstellungen: Landschaftsarchitekt 

Zu benennen ist mindestens eine Referenz 
für eine Freianlagenplanung in einem in-
nerstädtischen/innerörtlichen Quartier, die 
sowohl Platzgestaltungen als auch Wege 
und Grünflächen (öffentlich, halböffentlich 
oder privat) beinhaltet hat, eine Größe des 
Plangebietes von mindestens 2 ha umfasst 
hat und die in den letzten sieben Jahren 
(einschl. 2015) begonnen und abgeschlos-
sen wurde.4 

Zu den benannten Referenzen ist eine 
kurze Beschreibung des Projektes beizufü-
gen, aus der Ort, Größenordnung (Fläche), 
Zweckbestimmung der Freiflächen und 
Auftraggeber zu entnehmen sind (s.u.).  

Mindestreferenz; gewertet werden maxi-
mal zwei vergleichbare Referenzen mit je 
zehn Punkten. 
 

 
 

Matrix: 
 
Stadtplaner  
Mindestreferenz, d.h. mindestens eine ver-
gleichbare Referenz ist zu benennen.  
25 Punkte je wertbare Referenz, bis zwei 
Referenzen werden gewertet. 
Maximal erreichbar: 50 Punkte 
 
Wettbewerbserfolg 
Zehn Punkte je wertbare Referenz, bis 
zwei Referenzen gewertet 
Maximal erreichbar: 20 Punkte 
Zusatzpunkte: 5 Punkte je Referenz; maxi-
mal erreichbar: 10 Zusatzpunkte. 
 
Landschaftsarchitekt 
Mindestreferenz, d.h. mindestens eine ver-
gleichbare Referenz ist zu benennen.  
Zehn Punkte je wertbare Referenz, bis 
zwei Referenzen werden gewertet. 
Maximal erreichbar: 20 Punkte 
 
Ingesamt maximal erreichbar: 100 Punkte 
 
Die Angaben zu den Referenzprojekten 
sind auf maximal zwei DIN-A4 Seiten je 
Referenz zu beschränken. Zusätzliches 
Material, wie Fotos, Pläne, Broschüren u.ä. 
sind nicht erforderlich und werden bei der 
Auswertung nicht berücksichtigt. 
 
Die Angaben zu den Referenzprojekten 
müssen folgende Informationen umfassen: 
- Name des Projektes sowie kurze Be-

schreibung, aus der die Vergleichbarkeit 
mit der vorliegenden Aufgabenstellung 
hervorgeht; bei Wettbewerben Name 
und Aufgabe des Wettbewerbes, An-
gabe, ob es sich um einen Ideen- oder 
Realisierungswettbewerb handelte 

- Leistungsort 
- Auftraggeber/Auslober (Institution) 
- Angabe, ob es sich um eine Referenz zu 

(K-1), (K-2) oder (K-3) handelt (siehe 
Auslobung)  

- Bei Referenzen zu (K-2): erzielter Preis 
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oder Ankauf 
- Beginn und Abschluss der Leistungser-

bringung; bei Wettbewerben Datum der 
Jurysitzung 

- Bei Referenzen zu (K-1) und (K-2): 
Größe des geplanten Wohnquartiers 
(Fläche des eigentlichen Baugebietes 
und Zahl der Wohneinheiten) 

- Bei Referenzen zu (K-3): Größe des 
Plangebietes der Freianlagenplanung 

- Bei Bewerbergemeinschaften Angabe 
des Büros, das die Referenz bearbeitet 
hat. 

 
Ferner ist Voraussetzung, dass ein Nach-
weis erbracht wird, dass der Bewerber/die 
federführenden Personen der sich bewer-
benden Büros/der Bewerbergemeinschaft 
gemäß Rechtsvorschrift ihres Heimatlan-
des am Tag der Bekanntmachung befugt 
sind, die Berufsbezeichnung Stadtplaner, 
Architekt oder Landschaftsarchitekt zu füh-
ren (z.B. Kammernachweis).  

Ferner ist die Vorlage folgender Eigener-
klärungen erforderlich:  

-  Tariftreueerklärung,  

-  Eigenerklärung dazu, dass keine Aus-
schlussgründe nach § 123 und § 124 
GWB vorliegen 

- Eigenerklärung zum BMWSB-Rund-
schreiben vom 14.04.2022 (Russland-
Sanktionen). 

Die Angaben, die mit der Bewerbung vor-
zulegen sind, sind der als Anhang beige-
fügten Liste zu entnehmen. 

 
 

4.1.2  Erste Bearbeitungsphase, Auftakt- 
und Zwischenkolloquium 

Die ausgewählten Bewerber werden zur 
Teilnahme am weiteren Verfahren aufge-
fordert.  
 
Es gibt insgesamt drei Termine, die sich 
die Teilnehmer bitte vormerken: 
 

- Auftaktkolloquium mit Ortstermin 
- Zwischenkolloquium zur Vorstellung der 

Zwischenergebnisse durch die Teilneh-
mer 

- Abschlusskolloquium/Jurysitzung 
 
Die erste Bearbeitungsphase startet mit 
der Aufforderung zur Teilnahme. Nach ei-
ner kurzen Zeit für die Einarbeitung in die 
Aufgabenstellung folgen ein Auftaktkollo-
qium und eine Ortsbegehung. Etwa zwei 
Tage später wird ein Rückfrageprotokoll 
verteilt. Dies fasst die Antworten kurz zu-
sammen. Den Teilnehmern wird empfoh-
len, an der Veranstaltung selbst teilzuneh-
men, um die ausführlichen Informationen 
zu erhalten. 
Dieser Termin findet am 24.06.2022 statt. 
Die Uhrzeit wird noch mitgeteilt. 
 
Am 20.07.2022 ist das Zwischenkollo-
quium vorgesehen (Uhrzeiten werden 
noch mitgeteilt). Es besteht eine Teilnah-
mepflicht an dieser Veranstaltung.  
 
Im Rahmen des Zwischenkolloquiums stel-
len die Teilnehmer ihre Zwischenergeb-
nisse der Jury (s.u.) vor. Die Jury diskutiert 
mit den Teilnehmern ihre Konzeption und 
gibt ggf. Hinweise für die weitere Bearbei-
tung. 
 
Das Zwischenkolloquium am 20.07.2022 
wird in Saarbrücken stattfinden (Ort wird 
noch mitgeteilt). 
 
Eine vorherige Abgabe ist nicht erforder-
lich, da in dieser Phase keine Vorprüfung 
erfolgt. Die Teilnehmer werden gebeten, 
ihre Zwischenkonzepte im Rahmen einer 
Präsentation vorzustellen und diese Prä-
sentation der Jury nach der Vorstellung zu 
überlassen (ppt oder pdf). Sie werden au-
ßerdem zur Überlassung einer Papierfas-
sung der Pläne, die zur Sitzung mitzubrin-
gen sind, aufgefordert. 
 
Da die Teilnehmer bei der Vorstellung und 
der Diskussion mit der Jury selbst 



   
 
 
 

9

anwesend sind, wird davon ausgegangen, 
dass sie die Informationen daraus direkt er-
halten und selbst für sich protokollieren 
können. Das Protokoll, das sie innerhalb 
weniger Tage danach erhalten (d.h. sie er-
halten den sie betreffenden Teil), wird sich 
in erster Linie auf die Empfehlungen der 
Jury, die nach ihrer Verabschiedung formu-
liert wurden, beziehen. 
 
Der Auftraggeber behält sich vor, bei Be-
darf ggf. ein weiteres Zwischenkolloquium 
durchzuführen. 
 
Die Teilnehmer stellen ihre Zwischenkon-
zepte nacheinander und getrennt vonei-
nander vor. Ort der Veranstaltung und ge-
naue Uhrzeit werden den Teilnehmern 
rechtzeitig mitgeteilt. Bei der Vorstellung 
der einzelnen Teilnehmer und der an-
schließenden Diskussion mit der Jury sind 
die jeweils anderen Teilnehmer nicht an-
wesend. Auch erhalten die Teilnehmer je-
weils nur den Teil des Protokolls, der sie 
selbst betrifft. 
 
Es wird den Teilnehmern dringend empfoh-
len, bereits für das Zwischenkolloquium 
eine aussagekräftige Ausarbeitung vorzu-
legen. Der Termin dient insbesondere 
dazu, mit der Jury zu diskutieren und Rück-
meldungen für die weitere Bearbeitung bis 
zur endgültigen Abgabe zu erhalten. Dies 
ist nur möglich, wenn bereits zum Zwi-
schenkolloquium entsprechend aussage-
kräftige Unterlagen vorgelegt werden. 
 
 

4.1.3 Rückfragen 

Rückfragen sind bis zum Tage des Zwi-
schenkolloquiums zulässig. Danach kön-
nen, mit Ausnahme direkter Rückfragen 
nach Erhalt des Protokoll (bis drei Werk-
tage nach dem Tag des Erhalts, Termin 
wird im Begleitschreiben des Protokolls 
konkret genannt) keine Rückfragen mehr 
beantwortet werden. 
 

Rückfragen, außer mündlich im Rahmen 
des Kolloquiums gestellte Fragen, sind 
ausschließlich schriftlich per E-Mail an 
vergabe@agsta.de zu stellen. 
 
Rückfragen, die vor oder während des Zwi-
schenkolloquiums gestellt werden, werden 
im Protokoll gesammelt und allen Teilneh-
mern (anonymisiert) mit der Beantwortung 
zur Verfügung gestellt. 
 
 
 

4.1.4 Zweite Bearbeitungsphase und Ab-
gabe 

Nach der zweiten Bearbeitungszeit sind die 
Konzepte abzugeben. Für die Abgabe gel-
ten folgende Vorgaben:  
Abgabefrist für die Einreichung der Kon-
zepte ist bei persönlicher Abgabe der 
24.08.2022, 12:00 Uhr.  

Abgabeort: 
agstaUMWELT GmbH 
Saarbrücker Straße 178 
66333 Völklingen 

 
Bürokernzeiten: 
Mo-Do 8.00 Uhr - 16.00 Uhr, Fr 8.00 
Uhr - 14.00 Uhr 

 
Bei vorgesehener Einlieferung durch die 
Post oder einen privaten Kurierdienst müs-
sen die Konzepte ebenfalls verbindlich bis 
spätestens 24.08.2022 abgegeben sein. 
Es gilt als Zeitpunkt der Einreichung der 
Tagesstempel. Der/die Teilnehmer/-in hat 
bei Einlieferung durch die Post oder einen 
privaten Kurierdienst Sorge dafür zu tra-
gen, dass seine/ihre Arbeit spätestens am 
26.08.2022, 12:00 Uhr bei der Vorprüfung 
eingeht. Rechtzeitig eingelieferte Arbeiten, 
die später als am 26.08.2022, 12:00 Uhr 
bei der Vorprüfung eintreffen, werden, vor-
behaltlich der Entscheidung durch die Jury, 
nicht zugelassen. 
 
Die Unterlagen sind in Papierform und di-
gital (z.B. per E-Mail, auf einem 
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Datenträger als pdf-Dateien) einzureichen. 
 
Die Unterlagen müssen nicht anonymisiert 
werden. 
 
Es erfolgt im Anschluss eine grobe Vorprü-
fung. Die Vorprüfung wird von der 
agstaUMWELT GmbH, Völklingen vorge-
nommen. 
 
Die Vorprüfer/-innen sind berechtigt, wei-
tere Personen zur Mitarbeit hinzuzuziehen, 
die nicht der Jury oder dem Teilnehmer-
kreis angehören. Die Ergebnisse der Vor-
prüfung werden der Jury im Rahmen der 
Jurysitzung schriftlich vorgelegt. 
 
 

4.1.5 Abschlusskolloquium (Jurysit-
zung) 

Das Abschlusskolloquium findet am 
13.09.2022 in Saarbfrücken statt. Der Ort 
und die genaue Uhrzeit werden den Teil-
nehmern rechtzeitig mitgeteilt. 
 
Der Bericht der Vorprüfung wird der Jury zu 
Beginn des Abschlusskolloquiums vorge-
tragen. 
 
Die Konzepte werden in der Folge dann 
von den Bearbeitern selbst nacheinander 
und getrennt vorgestellt. 
 
Es ist beabsichtigt, dass die Jury am Tag 
des Abschlusskolloquiums eine Entschei-
dung über die vorgestellten Eregebnisse 
trifft. 
 
 

4.1.6 Ausstellung 

Es ist beabsichtigt, die Ergebnisse des 
Planverfahrens öffentlich auszustellen. Ort 
und Dauer werden zu gegebener Zeit mit-
geteilt. 
 
 

4.2 Planungsteam 

Bei der Planungsaufgabe handelt es sich 
vorrangig um eine städtebauliche Aufga-
benstellung. Federführung muss im Pla-
nungsteam daher ein Stadtplaner haben. 
Bei entsprechender Qualifikation kann 
auch ein Architekt den stadtplanerischen 
Part übernehmen. Das Team muss des-
weiteren einen Landschaftsarchitkten um-
fassen.  

Das Team muss also mindestens aus 
Stadtplaner und Landschaftsarchitekt be-
stehen. 

Ob weitere Fachdisziplinen (z.B. Verkehsr-
planer) als erfoderlich erachtet werden, be-
stimmen die Teilnehmer selbst. Dies ist 
nicht verpflichtend. 

 

4.3 Anforderungen an die abzuge-
benden Unterlagen / Umfang 
Wettbewerbsleistung 
 

 Folgende Unterlagen sind bei der endgülti-
gen Abgabe vorzulegen: 

 
• Lageplan M 1:1.000; Plangebiet im 

Kontext des Umfeldes. 
 
• Städtebauliches Konzept  

 
Im Einzelnen sind darzustellen: 
• Schwarzplan mit Darstellung der ein-

bindung in das Umfeld M1:2000 
• Dachaufsichten der geplanten Bau-

körper mit Angabe der Geschosszahl 
und Höhe M 1:500 

• Erschließungsflächen M 1:500 
• Grün-und Freiflächen und deren be-

absichtigte Nutzungen M 1:500 
• Unterbringung des ruhenden Ver-

kehrs M 1:500 
• Darstellung der Tiefgaragenflächen 

mit ihren Ein- und Ausfahrten M 
1:500 

 
Städtebauliche Daten: 



   
 
 
 

11

Auf Grundlage des städtebaulichen 
Konzeptes sind folgende Angaben zu 
machen: 
• Gebäudehöhe und Geschosszahl 
• bebaute und unbebaute Grund-

stücksflächen (in m² gesamt und je 
Teilfläche) 

• Grundflächenzahl (GRZ) ohne TG 
und ohne befestigte Außenflächen, 
einschließlich nachvollziehbarer Be-
rechnungen hierzu 

• Geschossflächenzahl (GFZ), ein-
schließlich nachvollziehbarer Be-
rechnungen hierzu 

• Vorgesehene Stellplätze in rechneri-
scher Zuordnung zu den vorgesehe-
nen Gebäudenutzflächen  

• Einhaltung der Abstandsflächen ge-
mäß LBO Saarland in separater Dar-
stellung 

 
• Planerische Vertiefung mit Aussagen zu 

den Haustypen 
Zur Verdeutlichung der vorgeschlage-
nen Haustypen sind im Maßstab 1:500 
skizzenhafte Darstellungen (exemplari-
sche Darstellung der Erschließung und 
der Unterscheidung von kleinen Woh-
nungen z.B. Singlewohnungen und grö-
ßeren Wohnungen z.B. Familienwoh-
nungen) gefordert. Das bedeutet, aus-
reichend ist die Darstellung des Er-
schließungssystems und der Woh-
nungseinheiten, die davon erschlossen 
werden. Grundrisse müssen nicht die 
Raumaufteilung darstellen. Grundrisse 
dürfen durch Referenzbeispiele ver-
deutlicht werden. 
 
Die Systemgrundrisse müssen nicht flä-
chendeckend für alle Gebäude darge-
stellt werden. D.h., eses muss keine flä-
chendeckende Darstellung aller Gebäude in 

den einzelnen Ebenen erfolgen.  Vielmehr 
genügen exemplarische Darstellungen 

 
5  Zusätzliche Darstellungen in 3D auf den Kon-

zeptplänen sind zulässig, aber nicht gefordert 
(s.o.). 

für die vorgesehenen unterschiedlichen 
Haustypen.  
 
Im Einzelnen sind hier also darzustellen: 

 • schematischer Grundriss eines Re-
gelgeschosses pro Bautyp M 1:500 
(Erschließungssystem und unter-
schiedliche Wohnungseinheiten) 

 • Systemschnitte M 1:500 für die unter-
schiedlichen Gebäudetypen 

 • Referenzbeispiele 
  

 
Weitere Unterlagen, die vorzulegen sind: 
• Vollständig ausgefüllte Kennwertta-

belle. Diese soll die Inhalte gemäß 
Formblatt im Anhang enthalten. 

 
• zwei Vogelperspektiven des Gesamt-

gebietes (jeweils maximal 60 cm breit); 
gewünscht sind je eine Vogelperspek-
tive aus östlicher und aus nördlicher 
Richtung. Es ist möglich im Rahmen 
des Zwischenkolloquiums in Abstim-
mung mit der Jury in Bezug auf die 
Blickrichtung konzeptabhängig abzu-
weichen. 

 
• Weitere erläuternde Skizzen, zusätzli-

che Perspektiven (maximal zwei) zu 
Teilbereichen5, Ansichten, etc. sind 
zugelassen; Skizzierung von mindes-
tens einem Schnitt, der das Entwurfs-
konzept im Zusammenhang mit der 
Topographie erläuter; wenn dies zur 
Erläuterung erforderlich ist, darf dazu 
ein größerer Maßstab als 1:500 ver-
wendet werden. 

 
• Erläuterungstext (max. drei DIN A 4 

Seiten) mit Erläuterungen zum städte-
baulichen Konzept, zum Erschlie-
ßungs- und zum Freiraumkonzept. 
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Die abgegebenen Unterlagen sollen Auf-
schluss über folgende Inhalte geben: 
 
- fußläufige Erschließung (innerhalb des 

Gebietes und darüber hinaus), Radver-
kehr (und Wegebeziehungen darüber 
hinaus) 

- Fahrerschließung 
- Unterbringung des ruhenden Verkehrs, 

Anzahl der öffentlichen Parkplätze (s.o.) 
und der privaten Stellplätze; auch Fahr-
radstellplätze, evtl. eMobiliät / Standorte 
Ladeinfrastruktur und alternative Kon-
zepte wie Car-Sharing6  

- Freianlagen (öffentlich, halböffentlich, 
privat) und deren Funktionen und Ge-
staltung 

- ökologisch relevante Maßnahmen, so-
fern solche vorgesehen werden (z.B. 
Dachbegrünung, u.ä.) 

- gestalterische Integration des Verwahr-
bauwerks (Altlasten) 

- Bezugnahme auf die umgebenden Nut-
zungen (Blockrandbebauung und -nut-
zungen, Parken, usw.) 

- Berücksichtigung der Eigentumsverhält-
nisse bei der Aufteilung in Realisie-
rungsabschnitte 

- Umgang mit dem Niederschlagswasser 
im Zusammenhang mit der Versiege-
lung und der Topographie 

- Aussagen dazu, wie die Wirtschaftlich-
keit der Konzeption gewährleistet wer-
den soll. 

 
Es wird um Veranschaulichung von für das 
Stadtbild relevanten Merkmalen der künfti-
gen Bebauung und Freiflächengestaltung 
gebeten. 

Die Ausloberin erwartet ein städtebauli-
ches Gesamtkonzept des Quartieres. 

 
Ein Modell wird nicht gefordert.  

Es wird erwartet, dass die vorangegangen 

 
6  Hinweis: Stadtteilverein „Malstatt gemeinsam 

stark – MaGS“ steht in Kontakt zu Cambio wg. 

beschriebenen formalen Anforderungen 
erfüllt werden damit die Nachvollziehbar-
keit des Lösungsvorschlages und seiner 
Merkmale möglich ist.  
Aus organisatorischen Gründen (Präsenta-
tion während der Jurysitzung) sind die Kon-
zepte auf maximal 4 Blätter DIN A0 Hoch-
format und ggf. Erläuterungen auf maximal 
3 Blatt DIN A4 zu beschränken. (Maximal-
begrenzung, keine Mindestvorgabe). Die 
Papierpläne sind 1-fach am Abgabetag 
24.08.2022 abzugeben. Sie sollen gerollt, 
nicht gefaltet werden, da sie für die Bera-
tung der Jury aufgehängt werden. 
 
Lageplan und Grundrisse sind so aufzutra-
gen, dass Norden am oberen Blattrand 
liegt 

 
Die Präsentation soll anhand einer ppt- 
oder pdf-Datei erfolgen. Diese sind als Da-
teien am Sitzungstag mitzubringen. 
 
Die Art der Darstellung ist jedem Bewerber 
freigestellt. Er kann dazu zum Beispiel 
auch Handskizzen mit den entsprechen-
den Inhalten abliefern, um dadurch die 
Idee seiner Herangehensweise zu verdeut-
lichen. Nicht die Art und der Umfang der 
Darstellung werden beurteilt, sondern die 
konzeptionellen Ideen. Vorplanungen, wie 
sie die HOAI benennt, werden ausdrücklich 
nicht gefordert. 
 

4.4 Honorierung/Preisgelder 

Die Preisgeldsumme beträgt 75.000,00 € 
(brutto). Diese wird wie folgt aufgeteilt: 

Alle drei Verfasser erhalten dieselben Ho-
norare, (Grundhonorar)wenn ein alle for-
malen Anforderungen erfüllende, verwend-
bare Konzeption abgegeben wird.  

Die Vergütung erfolgt nach Abschluss des 
Planverfahrens und Lieferung einer der 
Aufgabenstellung entsprechenden, 

der Möglichkeit der Einrichtung eines Car-Sha-
ring-Parkplatzes im Oberen Malstatt 
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verwendbaren Leistung.  

Es erfolgt also eine Honorierung mit einma-
lig 18.000 € (brutto) für jedes der drei 
Teams (Grundhonorar). Darüber hinaus 
können Kosten (z.B. Nebenkosten, Vergü-
tung von Sonderfachleuten) nicht geltend 
gemacht werden. 

Ferner legt die Jury eine Rangfolge fest 
und vergibt einen 1. und einen 2. Preis. Die 
1. Preisträger erhalten ein Preisgeld von 
13.000,00 €, die 2. Preisträger ein Preis-
geld von 8.000,00 € zusätzlich zum Grund-
honorar (s.o.). 

Es obliegt dem Preisgericht, eine davon 
abweichende Preisgeldverteilung vorzu-
nehmen. Das Grundhonorar bleibt davon 
unberührt. 

Die Ausloberin beabsichtigt, einen der 
Preisträger unter Berücksichtigung der 
Empfehlung des Preisgerichtes mit weite-
ren Planungsleistungen zur Erarbeitung ei-
nes städtebaulichen Entwurfes (Rahmen-
planung) zu beauftragen, wenn kein wichti-
ger Grund (z.B. Haushalt) entgegensteht. 
Die als Teams oder Arbeitsgemeinschaften 
beteiligten Teilnehmer sollen gemein-
schaftlich mit der Erarbeitung des städte-
baulichen Entwurfes beauftragt werden. 

In der o.g. Honorierung ist enthalten: 

-  Teilnahme am Auftaktkolloquium so-
wie der Ortsbegehung  

- Teilnahme am Zwischenkolloquium 
und Vorstellung der bisherigen Zwi-
schenergebnisse der Konzeption (je-
des Team nimmt an dem für es vorge-
sehenen Zeitfenster teil, das aus bis 
zu 45 Minuten Vorstellung und bis zu 
30 Minuten Diskussion mit der Jury be-
steht). 

- Abgabe der Zwischenergebnisse zum 
Zwischenkolloquium einmalig in Pa-
pierform und in digitaler Form (als ppt- 
oder pdf-Datei) 

- Abgabe der Endergebnisse innerhalb 
der genannten Frist für das  

Abschlusskolloquium einmalig in Pa-
pierform und in digitaler Form (als ppt- 
oder pdf-Datei), Inhalte s.o. 

- Teilnahme am Abschlusskolloquium 
(jedes Team nimmt an dem für es vor-
gesehenen Zeitfenster teil, das aus bis 
zu 45 Minuten Vorstellung und bis zu 
45 Minuten Diskussion mit der Jury be-
steht). 

 

4.5 Jury 

Die Jury aus externen Fachleuten, Vertre-
tern der Landeshauptstadt Saarbrücken 
und den Eigentümern der beiden großen 
Teilflächen begleitet die beiden Jury-Sit-
zungen und ist wie folgt zusammengesetzt: 

 

• Herr Patrick Berberich, Baudezernent 
der LHS 

• Frau Ursula Witry, Mitglied des Gestal-
tungsbeirates Saarbrücken  

• Herr Luca Kist, Städtebaubeirat Saar-
brücken 

• Frau Carmen Dams, Landschaftsarchi-
tektin 

• Herr Christian Schreiner, Amtsleiter 
Stadtplanungsamt LHS 

• Herr Mehmet Altin, Eigentümer und In-
vestor  

• Herr Osman Bakar, Eigentümer und In-
vestor  

 

Vertreter der Preisrichter: 

• Herr Tobias Raab, Dezernent für Wirt-
schaft, Soziales und Digitalisierung der 
LHS 

• Herr Igor Torres, Architekt 

• Frau Becker-Langenbahn, Landschafts-
architektin 

• Herr Sascha Lautenschläger, Amt für 
Stadtgrün und Friedhöfe der LHS 
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• N.N. Stadtplanungsamt der LHS (Ver-
tretung/Nachfolge Herr Gerhard Lucas) 

•  Frau Vera Marx, Vertreterin Herr Altin 

• Herr Hafzullah Atca, Vertreter Herr 
Bakar 

 

Als ständig anwesende Juroren fungieren: 

• Frau Susanne Eisenbarth, Stadtpla-
nungsamt der LHS 

• Herr Christopher Heinrich, Stadtpla-
nungsamt der LHS 

• Frau Esther Degen,  Amt für Stadtgrün 
und Friedhöfe der LHS 

 

Als Berater ohne Stimmrecht werden an-
wesend sein: 

• Vertreter der Fraktionen des Stadtrates 

• fünf vorher bestimmte Vertreter der Öf-
fentlichkeit 

Der Kontakt mit den Planerteams (Vertei-
lung von Unterlagen, Terminmitteilungen, 
u.ä.) erfolgt über die agstaUMWELT. Um 
einen Informationsverlust zu vermeiden, 
sind Fragen, Rückmeldungen, Terminbe-
stätigungen, usw. jeweils an die agstaUM-
WELT zu richten. 

Der Kontakt zu den Büros und die Vertei-
lung von Unterlagen und Informationen er-
folgt jeweils über den Federführenden. Die 
Verteilung innerhalb der Planerteams ist 
Aufgabe der Teams selbst. 

 

4.6 Bewertungskriterien 

Die Jury wird die endgültigen Konzepte 
insbesondere nach folgenden Kriterien 
bewerten (Reihenfolge nicht gemäß der 
Bedeutung): 

- städtebauliche Qualität und soweit im 
Rahmen der skizzenhaften Konzepte 
ablesbare architektonische Qualität; 
Einbindung im städtebaulichen Kontext, 

Umgang mit der Topographie, Umgang 
mit dem angrenzenden Bestand; zu er-
wartende stadträumliche Qualitäten 

- Funktionalität der städtebaulichen Kon-
zeption und des Nutzungskonzeptes; 
Funktionalität und Plausibilität des ge-
wählten konzeptionellen Ansatzes 
(Funktionen der einzelnen Teilbereiche, 
funktionale Verknüpfung und Berück-
sichtigung notwendiger funktionaler Zu-
sammenhänge, Umgang mit den zu be-
rücksichtigenden Parametern (z.B. Ver-
wahrbauwerk, usw.) 

- modulhafter Aufbau der Konzeption (in 
Bezug auf Gesamtkonzeption, Eigen-
tumsverhältnisse, Topographie, usw.) 
und Flexibilität für die spätere Entwick-
lung 

- Wirtschaftlichkeit; Erreichen einer effi-
zienten Verdichtung und Erschließung; 
Schaffung von möglichst verdichteten 
Strukturen, aber unter Berücksichtigung 
der städtebaulichen Gestaltqualität und 
der Wohnqualität 

- Wohn- und Arbeitsumfeldqualität 

- Freiraumqualitäten 

- Umgang mit den Belangen der Erschlie-
ßung (insbesondere Fahrerschließung 
und Ruhender Verkehr, sowie Belange 
der Fußgänger und Radfahren), Wege-
beziehungen, Zuordnung der Verkehrs- 
und Stellplatzflächen zu den baulichen 
Nutzungen, Freiflächen und Einbindung 
in das umgebende Straßen- und Wege-
system; Berücksichtigung der Wegebe-
ziehung zu den Flächen östlich der 
Bahn 

- Nachhaltigkeit (u.a. Barrierefreiheit, 
Massnahmen des Klimaschutzes und 
der Klimaanpassung, weitere ökolo-
gisch relevante Maßnahmen). 

Die Liste ist nicht abschließend. Die Jury 
kann ggf. weitere Kriterien im Rahmen des 
Zwischenkolloquiums formulieren, die den 
Teilnahmern dann mit dem Protokoll 
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mitgeteilt würden. 

 

4.7 Übereinstimmungsvermerk der 
Architektenkammer 

Der Übereinstimmungsvermerk nach GRW 
Saar wurde vom Wettbewerbsausschuss 

der Architektenkammer des Saarlandes 
unter der Vermerksnummer 05-2022 I er-
teilt.  
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Teil B – INHALTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN 

1. Bestandsdarstellung  
 

 
 

 1.1 Plangebiet und Grenzen des Be-
arbeitungsbereichs 
Saarbrücken ist die Landeshauptstadt des 
Saarlandes und stellt mit rund 180.000 Ein-
wohnern das Oberzentrum der Region dar. 
Als Universitäts-, Kongress-, Messe- und 
Einkaufsstadt bildet Saarbrücken das wirt-
schaftliche und kulturelle Zentrum des 
grenzüberschreitenden Ballungsraumes 
SaarMoselle. 

Das ca. 13,5 ha große Plangebiet liegt im 
Norden des Stadtteils Malstatt im Distrikt 

Rastpfuhl. 

Der Geltungsbereich wird begrenzt:  

- im Norden durch die Rußhütter Straße 
und die Grundstücksgrenzen der Wohnbe-
bauung bzw. der Kleingartenanlagen, 

- im Süden durch die Straße Im Knappen-
roth, 

- im Westen durch die angrenzenden priva-
ten Grundstücksgrenzen, der Kleingärten 
und durch den Sportplatz, 

- im Osten durch die Fischbachstraße bzw. 
die Bahnlinie. 

  
 

Lageplan 
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1.2 Eigentumsverhältnisse 
 
Der Großteil der nördlichen Flächen des 
Plangebiets ist im Eigentum der Landes-
hauptstadt Saarbrücken (gelb markierte 
Fläche, s.o.). Die südlichen Flächen sowie 
die Gewerbeflächen im Nordosten sind pri-
vates Eigentum (blaue und grüne Fläche). 
Ein Eigentümer hat bereits für die südwest-
lich angrenzenden Flächen im Jahr 2016 
neue Wohnbauflächen entwickelt (BBP Nr. 
126.13.00 „Im Knappenroth“). 
Die brach liegenden Industriehallen im 
Nordosten des Plangebiets sollen hierbei 
mit in die Entwicklung von neuen Wohn-
bauflächen integriert werden. Ein Beibehalt 
der gewerblichen Nutzung an dieser Stelle 
würde bei einer Nachverdichtung mit 
Wohnraum im Geltungsbereich erhebliche 
Spannungsverhältnisse auslösen. Somit 
sollen die Gewerbehallen perspektivisch 
rückgebaut und ebenfalls Wohnnutzung 
etabliert werden (grüne Fläche). 

Die Privateigentümer möchten nun in Ko-
operation mit der Stadt für die städti  

Eigentumsverhältnisse  

schen und privaten Grundstücke im Plan 

gebiet Planungsrecht für die Entwicklung 
von neuen Wohnbauflächen schaffen. Ins-
gesamt sollen bis zu 550 Wohneinheiten 
geschaffen werden. Dazu muss eine ent-
sprechende Erschließung im Gebiet ge-
schaffen werden. 

Zufahrt von der Rußhütter Straße 

 
Im südlichen Bereich liegen außerdem 
zwei Parzellen, die Eigentum der DB Netz 
Aktiengesellschaft sind (rot markierte Flä-
che).  
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1.3 Aktuelle Nutzungen  

Plangebiet 

Ein Großteil der südlichen und östlichen 
privaten Flächen innerhalb des Plangebie-
tes ist mit Grünstrukturen bewachsen. Hier 
befinden sich einige Grabelandparzellen 
im Eigentum der Ausloberin, die an Private 
verpachtet sind (gelbe Fläche in der Abbil-
dung „Eigentumsverhätnisse“). Im Nord-
westen befindet sich in der Eigentumsflä-
che der Landeshauptstadt eine Baseball-
anlage.  

Außerdem befindet sich im Plangebiet der 
ehemalige Standort einer Teerfabrik, 
wodurch ein umfassendes Sanierungskon-
zept für die Umsetzung einer Wohnbebau-
ung erforderlich ist (blaue Fläche in der Ab-
bildung „Eigentumsverhätnisse“).  

Im Nordosten liegen die ehemaligen In-
dustriehallen der Saarbrücker Eisenhan-
delsgesellschaft, die an einen privaten In-
vestor verkauft wurden (grüne Fläche in 
der Abbildung „Eigentumsverhätnisse“).  

 

 

 

 

Baseballplatz Blick Richtung Bahn 

 

Blick ins Plangebiet von der Straße Am Knappenroth 
aus 
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1.3 Nutzungen der näheren Umge-
bung 

 
Im Distrikt Rastpuhl befinden sich fünf 
Kitas, eine davon im direkten Umfeld der 
Entwicklungsfläche. Des Weiteren sind 
zwei Grundschulen (Grundschule Rast-
pfuhl und Ganztagsgrundschule Rast-
pfuhl), eine Förderschule und soziale Ein-
richtungen wie das Wohnprojekt Galia und 
ein Altenheim im Quartier vorhanden. Im 
angrenzenden Distrikt Rußhütte existieren 
zwei Kitas und eine Grundschule. 

Die Umgebung ist ansonsten hauptsäch-
lich durch Wohnnutzung geprägt.  

Im Osten grenzt eine Bahntrasse an. Diese 
ist in Betrieb (ca. zwei Zugbewegungen 
/Stunde). Jenseits dieser Trasse sind ei-
nige bearbeitende Betriebe im Mix mit 
Wohnnutzung vorhanden (Distrikt Ruß-
hütte).  

Am westlichen Ende der Straße Im Knap-
penroth befindet sich an der Kreuzung Le-
bacher Straße ein Versorgungszentrum.  

Entlang der Bahnlinie in südlicher Richtung 
liegt der alte Friedhof Jenneweg. Dieser 
Stadtteilpark erstreckt sich in Nord-Süd-
Richtung und befindet sich westlich der 
Gleisanlagen (Schienenstrecke Saarbrü-
cken – Neunkirchen).  

Weiter nördlich liegt der Stadtwald, welcher 
als „Urwald vor den Toren der Stadt“ be-
zeichnet wird.  

 

1.6 Erschließung 
Für die Anbindung der neuen Entwick-
lungsfläche an das übergeordnete Stra-
ßennetz wurden 2020 zwei grundsätzliche 
Erschließungsvarianten in einem geson-
derten Gutachten (s. Anhang) für den Kfz-
Verkehr ausgearbeitet:  

Erschließungsvariante 1 beinhaltet eine 
westliche Anbindung von der Straße Im 
Knappenroth zur Rußhütter Straße, diese 
liegt im westlichen Teil des 

Planungsgebiets. Im nördlichen Teil bindet 
bereits heute der Hausschildweg die Sport-
anlage sowie mehrere Kleingärten an die 
Rußhütter Straße an.  

Die Flächen innerhalb des Bebauungsge-
biets sollen nach Möglichkeit so erschlos-
sen werden, dass Schwerverkehrsfahr-
zeuge, wie z.B. Müll- und Lieferfahrzeuge 
im Wohngebiet nicht wenden müssen. Dies 
kann z.B. durch eine interne Ringverbin-
dung oder die Schaffung einer weiteren 
Anbindung im Süden oder Osten sicherge-
stellt werden. Hierbei muss allerdings be-
rücksichtigt werden, dass durch diese 
Maßnahmen der Durchgangsverkehr nicht 
begünstigt wird. Die schwierigen (topogra-
fischen) Rahmenbedingungen erfordern 
eine enge Abstimmung zwischen Stadtpla-
nung und Verkehrsplanung bei einer weite-
ren Konkretisierung des Projekts. Im nörd-
lichen Teil ist aufgrund der vorhandenen 
Bebauung keine weitere Anbindung für den 
Kfz-Verkehr möglich.  

 

Quelle: ZIV-Zentrum für qualifizierte Verkehrssys-
teme GmbH, Verkehrsuntersuchung zur Entwicklung 
von Wohnbauflächen im Knappenroth in Saarbrü-
cken-Malstatt, Darmstadt 2020 

Bei der Erschließungsvariante 2 wird die 
Erschließung der Variante 1 mit einer östli-
chen Durchbindung zur Fischbachstraße 
ergänzt. 

Die im Vorfeld durchgeführte Verkehrsun-
tersuchung durch das Büro ZIV – Zentrum 
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für integrierte Verkehrssysteme aus Darm-
stadt hat die verkehrlichen Rahmenbedin-
gungen für das städtebauliche Verfahren 
ermittelt. Das Gutachten wird zur Informa-
tion beigefügt. 

Für die Anbindung des Plangebiets an das 
umliegende Straßennetz gibt es verschie-
dene Anschlussmöglichkeiten, die in Rich-
tung Westen orientiert sind und letztlich an 
die Lebacher Straße anschließen: 

1. Der nördliche Anschluss erfolgt an die 
Rußhütter Straße durch die bereits be-
stehende Straße Hausschildweg, die 
zur Erschließung der Sportplätze dient 
und weiter ausgebaut werden kann.  

2. Im Südwesten soll das Plangebiet an 
die Straße Im Knappenroth angeschlos-
sen werden. 

3. Im Südosten soll eine Anbindung an den 
Jenneweg erfolgen. 

Für die angrenzenden Straßenräume wur-
den in der Verkehrsuntersuchung Straßen-
querschnitte entwickelt, welche übernom-
men und ggf. weiterentwickelt werden kön-
nen. Für die innere Erschließung des Ent-
wicklungsgebiets sind – unter Beachtung 
der schwierigen Topografie – geeignete 
Lösungsvorschläge zu entwickeln. 

Mit der westlichen Anbindung an das vor-
handene Straßennetz kann allerdings nur 
eine begrenzte Anzahl von neuen 
Wohneinheiten erschlossen werden, da 
ansonsten in den umliegenden Straßen 
(insbes. Im Knappenroth und im Jenne-
weg) unverträgliche Verkehrsbelastungen 
entstehen würden und die Leistungsfähig-
keit der Lebacher Straße im Bereich des 
Ludwigsbergkreisels überschritten wäre. 
Mit dieser Verkehrsanbindung könnte eine 
Entwicklung von bis zu 550 Wohneinheiten 
erschlossen werden. Für das anstehende 
städtebauliche Verfahren wird diese An-
zahl von neu zu realisierenden Wohnein-
heiten zu Grunde gelegt. 

Grundsätzlich bestünde zwar auch die 
Möglichkeit, die Kfz-Verkehrserschließung 

des Entwicklungsgebiets durch eine neue 
Straßenverbindung (inkl. einer neuen 
Bahnunterführung) an die Fischbachstraße 
anzuschließen. Mit einer solchen ergän-
zenden östlichen Anbindung wäre eine fle-
xiblere Erschließung möglich und die Kfz-
Verkehre könnten etwas gleichmäßiger 
verteilt werden, so dass in begrenztem 
Maß auch weitere Nutzungen angeschlos-
sen werden könnten.  

Allerdings ist eine solche Straßenverbin-
dung mit einem erheblichen Kostenauf-
wand verbunden, so dass diese Lösung 
nicht erstrangig weiter verfolgt werden soll. 
Im Rahmen des städtebaulichen Verfah-
rens kann diese Straßenverbindung daher 
als mögliche Erweiterungsoption mitge-
dacht werden. Sie darf jedoch nur den Stel-
lenwert einer optionalen Erweiterung ha-
ben, die nicht verbaut werden soll. Eine 
Verbindung für den Kfz.Verkehr darf daher 
nicht entwurfsbestimmend sein.  

Hinsichtlich der ÖPNV-Erschließung ist die 
Linienführung der bestehenden Buslinien 
in der Rußhütter Straße und Im Knappen-
roth anzupassen, damit das Plangebiet 
durch den ÖPNV erschlossen wird. Hierzu 
muss eine neue Bushaltestelle z.B. am 
Knotenpunkt Im Knappenroth/ Jenneweg 
ergänzt werden.  

Der nächste Saarbahnhaltepunkt (Rast-
pfuhl) befindet sich im Westen in ca. 600 m 
Entfernung an der Lebacher Straße. Von 
hier führen Verbindungen in südlicher 
Richtung in die Innenstadt bzw. weiter 
nach Brebach, Kleinblittersdorf und Sarre-
guemines und in nördlicher Richtung nach 
Riegelsberg, Heusweiler und Lebach. Die 
Fuß- und Radwege zur Haltestelle sind da-
her vorbildlich zu konzipieren. 

Darüber hinaus soll perspektivisch im un-
mittelbaren Umfeld des Entwicklungsge-
biets ein neuer Bahnhaltepunkt „Rußhütte“ 
entstehen (Die Maßnahme ist sowohl im 
aktuellen Verkehrsentwicklungsplan 
ÖPNV Saarland, im Bahnhofentwicklungs-
programm des Landes als auch im 
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Verkehrsentwicklungsplan Saarbrücken 
verankert; die Entscheidung, ob und wann 
dieser Bahnhaltepunkt errichtet werden 
soll, liegt in der Zuständigkeit des Landes. 
Die vorgestellte Konzeption muss daher 
auch unabhängig von dieser Maßnahme 
funktionieren). Im Zuge der sog. Fisch-
bachtalstrecke soll der neue Bahnhalte-
punkt unmittelbar am östlichen Rand des 
Entwicklungsgebiets Knappenroth liegen. 
Da die Bahnsteige von beiden Seiten zu-
gänglich sein müssen, muss für den Halte-
punkt auf jeden Fall eine neue Unterfüh-
rung für den Fuß- und Radverkehr herge-
stellt werden (es handelt sich hierbei um 
dieselbe Anschlussstelle wie unter Kfz-Er-
schließung beschrieben). Damit würde 
auch eine neue Fuß-/Radwegeverbindung 
zwischen den Stadtteilen Rastpfuhl und 
Rußhütte entstehen. Die Fuß- und Rad-
wegeverbindung aus dem Plangebiet zum 
Bahnhaltepunkt sind vorbildlich zu konzi-
pieren. 

Der neue Bahnhaltepunkt, der eine direkte 
Verbindung zum Hauptbahnhof und damit 
zur Innenstadt ermöglichen würde, würde 
die Nutzung des ÖPNV weiter stärken und 
damit insgesamt zur Entlastung des Rast-
pfuhls und der Innenstadt vom MIV und zur 
Attraktivitätssteigerung des zu beplanen-
den Vorhabens beitragen.  

Die belebte Topographie des Plangebiets 
stellt eine große Herausforderung für die 
Fuß- und Radverkehrsanbindung dar. Für 
die Fußgänger sollen möglichst viele An-
bindungen innerhalb des Plangebiets als 
auch an die Infrastruktur in der Umgebung 
geschaffen werden, um ein attraktives und 
engmaschiges Fußwegenetz zu gewähr-
leisten.  

Für den Radverkehr ist neben der Vernet-
zung im erweiterten Plangebiet eine mög-
lichst ebene Verbindung in Richtung Innen-
stadt wichtig. Mit der geplanten Unterfüh-
rung im Bereich des Bahnhaltepunktes 
könnte neben der Verbindung zur Fisch-
bachstraße auch ein attraktiver Rad- und 

Gehweg parallel zu den Bahngleisen in 
Richtung Ludwigsbergkreisel hergestellt 
werden. 

Wegen der Nähe zur innerstädtischen Be-
bauung müssen die Belange von Hitzestau 
und Regularien zu klimatischen Erforder-
nissen in dicht bebauten Flächen auch in 
Bezug auf mögliche vegetative Verduns-
tung in die Betrachtung mit einfließen. Hier-
für erforderliche und geeignete Maßnah-
men müssen im ausreichendem Maß in der 
Erschließungsfläche eingeplant werden. 

Das Vorhalten von erforderlichen Notwas-
serwegen wird bei der Strukturplanung 
ebenfalls mit entsprechender Sicherheit zu 
gewährleisten sein. Die Abwassertechni-
sche Entsorgung muss infolge der beste-
henden Topographie in östliche Richtung 
zur bestehenden Querung der Bahnlinie 
hin geführt werden. Das unterhalb liegende 
Kanalnetz und die Querung der Bahnlinie 
darf durch die Bebauung nicht überlastet 
werden, entsprechende konstruktive Maß-
nahmen zur Rückhaltung von Regenwas-
ser müssen in der Erschließung vorgehal-
ten werden. Dieser Belang soll im Rahmen 
der städtebaulichen Konzeption angedacht 
werden.  

Gleiches gilt für den folgenden Belang: 
Aufgrund der geplanten verdichteten Bau-
weise ist darauf zu achten, dass ausrei-
chend Stellplätze für Sammelbehältnisse 
zur Abfallentsorgung zur Verfügung ge-
stellt werden. Zudem müssen die Sammel-
plätze so angelegt sein, dass ein Müllfahr-
zeuge (3-4-achsige LKW’s mit bis zu 32 to 
Gesamtlast) mit der Vorderseite des Fahr-
zeuges die Standplätze für die Müllsam-
melbehältnisse mit ausreichender Sicher-
heit anfahren kann. Ein rückwärtiges An-
fahren der Plätze ist nicht zulässig. Ggf. 
muss eine Wendemöglichkeit geschaffen 
werden, da Rückwärtsfahrten mit Abfall-
sammelfahrzeugen vermieden werden 
müssen. (nachzulesen DGUV 114-601). 
Nähere Informationen sind dem angehäng-
ten Verkehrsgutachten zu entnehmen. 
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1.7 Altlastenverwahrbauwerk / Bo-
denuntersuchung  

Wie bereits erwähnt, befand sich auf einem 
größeren Teil der Fläche ein Teerwerk mit 
Tanks, Tankanlagen, Fabrikhallen, 
Rohteergruben, Ölhallen etc.  

Den nachfolgenden Abbildungen sind die 
Ergebnisse der Untersuchung und die früh-
reren Bestände zu entnehmen. (Quelle 
verschiedene Gutachten und Sanierungs-
plan, ELS, Riegelsberg 2016) 

In dem nachfolgend dargestellten Bereich 
im Südosten des Geltungsbereichs soll auf 
Anraten des LUA ein Altlastenverfahrungs-
bauwerk errichtet werden, in dem die be-
lasteten Böden eingebaut werden.  

Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, 
dass durch eine umfassende Bodensanie-
rung Wohnbauland entwickelt werden 
kann. Im Rahmen dieser Bodensanierung 
wird ein Austausch der kontaminierten Flä-
chen notwendig. Der anfallende Aushub 
soll im Plangebiet in einem vorgegebenen 
Bereich verfüllt werden, der von Bebauung 
freizuhalten ist. Dennoch soll sich das Ver-
wahrbauwerk durch eine Freiraumnutzung 
in das städtebaulich-freiraumplanerische 
Konzept integrieren.  

 

1.8 Topographie des Geländes 

Das Plangebiet weist in Nord-Süd- und in 
West-Ost Richtung ein starkes Gefälle 
bzw. eine Terrassierung auf. In den beige-
fügten Planunterlagen kann die Höhenent-
wicklung eingesehen werden. 

Die Topographie des Geländes fällt im Ver-
lauf zur Bahn hin ab. Insgesamt lassen sich 
3-4 Niveaus festlegen. Ein Niveau lässt 
sich im Bereich des Verwahrbauwerks ver-
orten (grüner Bereich).  

Höhenniveaus; blau umrandet ist die ungefähre Flä-
che, außerhalb der eine Bebauung nicht möglich ist, 
im Süden die ungefähre Lage des Verwahrbauwer-
kes 

Das Hauptniveau liegt auf dem Höhenpla-
teau 0 das eine Ebene mit dem Baseball-
platz bildet (rosa Fläche).  

Ein weiteres Nivau (gelbe Fläche) bildet 
der ca 3,5 ha große Bereich, auf dem die 
ehemaligen Gewerbehallen stehen, auf 
Höhe der Bahngleise (gelber Bereich). Die 
beiden Bereiche haben einen Höhenunter-
schied von ca 20 m. Das Gelände fällt di-
rekt hinter den Hallen, im grau dargestell-
ten Bereich, steil ab.  

Der blau eingefärbte Bereich in der Abbil-
dung fällt langsam in östlicher Richtung zur 
Bahn hin ab (zwischen Niveau 0 und 1). 

Dabei handelt es sich um Einschätzungen 
durch eine Vor Ort Begehung (Inaugen-
scheinnahme). Die genauen Höhen sind 
dem digitalen Geländemodell der Kataster-
grundlage zu entnehmen.  

Aufgrund der vorhandenen abfallenden 
Geländesituation ergeben sich, ausgehend 
von der West- zur Ostseite der geplanten 
Erschließung hin betrachtet, bei Eintritt 
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eines Starkregens besondere Anforderun-
gen für die Ableitung von Sturzfluten in 
Richtung auf die bestehende Bahnlinie 
(Nord-Süd-Verlauf) und den dahinterlie-
genden Fischbach. Aus diesem Grund 
muss im städtebaulichen Konzept eine Lö-
sung aufgezeigt werden, wie eine Gefähr-
dung der Unterlieger bzw. des Bahndam-
mes vermieden wird. In der Erschließungs-
fläche müssen ausreichende Funktions-
räume berücksichtigt werden, welche in 
der Lage sind, wild abfließendes Wasser 
zu beeinflussen. Die Thematik „Rückhal-
tung durch viel Grün und Versickerungsflä-
che“ sowie die Eigenschaften welche sich 
aus der Forderung „Schwammstadt“ erge-
ben, sind bei der Gestaltung der Freiflä-
chen ausreichend zu berücksichtigen.  

 

1.9 Grünstruktur 

Das Plangebiet ist aktuell zu einem Groß-
teil dicht mit Gehölzen bewachsen. Die Be-
stände sind waldähnlich. Diese Strukturen 
sollen im städtebaulich Verfahren komplett 
überplant und einer neuen (Wohn-) Nut-
zung zugeführt werden. Aus diesem Grund 
müssen die neuen baulichen Strukturen 
besonders gut durchdacht und die Frei-
räume so gewählt werden, dass neben 
dem Erhalt von Gehölzstrukturen der Aus-
gleich in strukturgebenden und multifunkti-
onal nutzbaren Freiräumen mit integrier-
tem, an der Topographie orientierten Re-
genwassermanagement gestaltet wird. 
Hierbei sind begrünte öffentliche Plätze, 
Straßenräume und Freiflächen sowie 
Spiel- und Sportflächen unter stadt- und 
freiraumplanerischen Aspekten sozial kon-
trolliert anzuordnen und sinnvoll zu vernet-
zen. 

Flächen, die sich nicht für klassische Frei-
raumnutzungen eignen (z.B. Böschungen, 
Retentionsflächen, Dächer etc.) sollen vor-
rangig der Förderung der Biodiversität die-
nen. Das Niederschlagswasser soll auf der 
Fläche zurückgehalten, versickert, ver-
dunstet oder genutzt werden. Eine 

Einleitung in den Kanal ist auf ein Minimum 
zu reduzieren. 

 

 Fußweg und Hochspannungsleitung 

 

2. PLANUNGSPARAMETER 

2.1 Nutzungsanforderungen 
Das nähere Umfeld des Plangebiets ist ge-
prägt durch Wohnnutzungen in ver-
schiedensten Typologien. Entlang der 
Rußhütter Straße dominiert die Bebauung 
mit freistehenden Einfamilienhäusern, die 
in der Amselstraße in Doppelhausbebau-
ung übergeht. Entlang der Straße Im Knap-
penroth stehen große prägende Mehrfami-
lienhäuser, die letzten entstanden im Jahr 
2016. Weiter westlich entlang der Eifel-
straße schließt Zeilenbebauung an die gro-
ßen Punkthäuser an, westlich neben der 
Zeilenbebauung befindet sich die denkmal-
geschützte Ganztagsschule Rastpfuhl. Als 
Nutzung dominiert also Wohnnutzung, die 
Gebäudeformen und die bauliche Dichte 
variiert aber. 

Es soll für das Plangebiet eine geeignete 
Mischung von Typologien gefunden wer-
den, die sich in den Bestand einfügt und 
daran orientiert und auch eine geeignete 
soziale Durchmischung der Bewohner be-
rücksichtigt. Hierfür muss das von der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken initiierte Bau-
landmodell berücksichtigt werden, das den 
sozialen und kostengünstigen Wohnraum 
fördert (siehe beigefügter Vorprüfbogen 
der Kennwerte) 
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Die Nutzungsmischung soll der entspre-
chen, die in einem allgemeinen Wohnge-
biet zulässig ist. Die Unterbringung einer 
KiTa ist denkbar. 

Die Entwicklung der Fläche „Im Knappen-
roth“ soll voraussichtlich in drei bis vier 
Bauabschnitten (BA) erfolgen, in denen die 
nachfolgende Entwicklung sukzessive er-
reicht werden soll. Die Bauabschnitte bzw. 
Varianten sollten auch unabhängig vonei-
nander funktionieren und umsetzbar sein. 
Sie orientieren sich an den einzelnen Hö-
henniveaus des Geländes bzw. ein Stück 
weit auch an den Eigentumsverhältnissen, 
da die Realisierung von Teilquartieren ggf. 
auch durch die Grundstückseigentümer 
selbst angegangen werden kann. Insge-
samt sollen in den einzelnen Bauschnitten 
ca. 550 Wohneinheiten auf der Gesamtflä-
che von 13,5 ha entstehen. Wichtig bei ei-
ner solch großen Entwicklung ist neben der 
Außendarstellung auch der Markenbil-
dungseffekt und der Wiedererkennungs-
wert in Saarbrücken. Dazu soll sich jeder 
Verfasser einen Solgan für das Quartier 
ausdenken, um es nach außen zu präsen-
tieren.  

Einige Flächen wie steile Hänge oder die 
Fläche des Verwahrbauwerks im Südosten 
des Geltungsbereich (dessen ungefähre 
Lage aber noch nicht die Abgrenzung im 
Detail feststeht) sind baulich nicht nutzbar.  

Auf dem Gelände soll ein standortverträgli-
cher Wohnstandort entstehen. 

Auch ist ein intelligentes Erschließungs- 
und Parkkonzept zu präsentieren, dass 
eine möglichst gute Flächennutzung in 
Kombination mit einer atttraktiven Freiflä-
chengestaltung zulässt. Die Anschluss-
punkte sind durch die Zufahrt von der 
Straße im Knappenroth und der Rußhütter 
Straße gegeben. (s.o.) 

Um eine adäquate Freiflächenstruktur und 
Aufenthaltsqualität im Quartier zu schaffen, 
sind attraktive Freiräume für die Bewohner 
mit vielfältigen Aufenthaltsqualitäten zu 

schaffen. Diese sind entsprechend urban, 
offen und begrünt zu gestalten. Die Frei-
räume sollen möglichst dem Wohnen zu-
geordnete und verträgliche Funktionen er-
füllen, als auch die Belange von Klima-
schutz und Klimaanpassung berücksichti-
gen.  

Es ist mindestens ein Quartiersplatz bzw. 
Treffpunkte o.ä. abzubilden, die sich in das 
begrünte Quartier einfügen. 

Zusammenfassend ist ein in sich schlüssi-
ges Nutzungskonzept mit städtebaulich/ar-
chitektonisch ansprechenden Konzeptio-
nen zu entwickeln, um die geforderten 
Wohneinheiten unterbringen zu können. 
Bei den Konzepten sind die Belange der 
Nachhaltigkeit zu berücksichtigen. Dazu 
gehören u.a. Klimaschutz und Klimaanpas-
sung, Niederschlagswasserbewirtschaf-
tung, soziale Begegnung, Belange des fuß-
läufigen und des Radverkehrs sowie des 
ÖPNV, usw.. 

 

Flächen, die sich nicht für antropogene 
Freiraumnutzungen eignen (z.B. Böschun-
gen, Retentionsflächen, Dächer etc.) sollen 
vorrangig der Förderung der Biodiversität 
dienen.  

 

2.2 Zusammenfassung 
 

Folgende Ziele sollen bei den Konzepten 
berücksichtigt werden: 

- Ausschöpfung des Wohnbaupotenti-
als; Schaffung von ca. 550 neuen 
Wohneinheiten 

- Schaffung auch von preisgünstigem 
und sozialem Wohnraum (Baulandmo-
dell) 

- Zeitgemäße Architektur/ klimagerech-
tes und nachhaltiges Bauen 

- Schaffung qualitativ hochwertiger, 
multifunktionaler öffentlicher und pri-
vater Freiraumstrukturen  
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- Bedarfsgerechte Versorgung mit gut 
zugänglichen und barrierefreien öf-
fentlichen Spielplätzen  

- Potential für gemeinschaftliches Woh-
nen, wie in der näheren Umgebung 
bspw. durch den Verein Galia umge-
setzt 

- Effiziente Erschließung mit möglichst 
geringem Durchgangsverkehr und Mi-
nimierung der Stellplatzflächen im öf-
fentlichen Raum  

- Schaffung einer guten ÖPNV-Anbin-
dung 

- Schaffung eines Rad- und Fußgänger-
wegenetzes sowohl entlang der Stra-
ßen als auch abseits des motorisierten 
Verkehrs, Fortführung des Grünzugs 
Jenneweg 

- Bewirtschaftung des Regenwassers 
auf der Fläche  

- Vermeidung einer Inselwirkung, d.h. 
Integration des Quartiers in das Ge-
biet, sowohl baulich als auch sozial. 

- Markenbildung/Wording für das Gebiet 
mit Wiedererkennungswert in Saarbrü-
cken 

Hierbei sind diverse Rahmenbedingungen 
zu berücksichtigen: 

- Anspruchsvolle Topographie 

o Einbeziehung der terrassierten 
Teilbereiche 

o Herausforderung bei der Fuß- und 
Radverkehrsanbindung, Barriere-
freiheit 

o Beachtung bei der Planung der 
technischen Infrastruktur 

- Beachtung der einzelnen Bauab-
schnitte 

- Vorhandene Altlasten 

o Durch ehemalige Teerfabrik konta-
minierter Boden, Sanierungs kon-
zept 

o Integration des Altlastenverwah-
rungsbauwerks in den städtebau-
lich-freiraumplanerischen Konzept 
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3 UNTERLAGEN IM ANHANG 

Den Teams werden folgende Materialien 
zur Verfügung gestellt, wobei im Rahmen 
des Teilnahmewettbewerbes nur die Aus-
lobung sowioe ein Informationsdokument 
zu den Anforderungen an die Bewerbung 
zur Verfügung gestellt werden. 

Darüber hinaus werden zu Bearbeitungs-
beginn folgende Unterlagen zur Verfügung 
gestellt: 

- Plangrundlage (als dwg und pdf) ein-
schließlich Höheninformationen 

-  Lageplan (pdf) 

-    Luftbild (pdf) 

- Ausschnitt FNP (pdf) 

-  Verkehrsgutachten  

-  Weitere Fotos vom Plangebiet 

- Formblatt Kennwerte 

 

 


